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Liebe Kolleginnen und Kollegen 
 
Am 22. September finden wichtige Abstimmungen statt. Der GBZ hat das Refe-
rendum gegen die Verlängerung der Ladenöffnungszeiten mitgetragen, darum ist 
es klar, dass wir Nein zu unfairen und unsozialen Ladenöffnungszeiten stim-
men. 
 
Nicht so eindeutig ist die Ausgangslage beim Elektrizitätsmarktgesetz (EMG). 
Teile der Linken und der Grünen sind für das neue Gesetz, die Gewerkschaften 
dagegen. Versprochen wird, dass die Stromversorgung garantiert ist, die Strom-
preise sinken werden und dass das neue Gesetz die kleinen Betriebe und die 
KomsumentInnen schützen wird. Der massive Propagandaeinsatz der Arbeitge-
ber macht uns aber misstrauisch: Seit wann setzen sie sich so für die Kleinen 
ein? Es kommen uns Erinnerungen an das Krankenkassengesetz, das alles regeln 
sollte - passiert ist aber das Gegenteil! Alle Liberalisierungen haben bisher nur 
Vorteile für die Grossen und Nachteile für die Arbeitenden gebracht. Darum 
stimmen wir Nein zum Elektrizitätsmarktgesetz (EMG). 
 
Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) sagt Ja zur Solidaritätsstiftung 
und ebenfalls Ja zur Goldinitiative. Wir bringen es aber nicht fertig, diese egois-
tische Rattenfänger-Initiative der SVP zu unterstützen und werden deshalb Nein 
Stimmen. Bei der Stichfrage bitte "Solidaritätsstiftung" ankreuzen. 
 
Mit kollegialen Grüssen 
Bruno Bollinger, GBZ-Präsident 
 
 

 
Zu den Abstimmungen vom 22. September empfiehlt der GBZ: 
Längere Ladenöffnungszeiten:    Nein 
Elektrizitätsmarktgesetz (EMG):   Nein 
Solidaritätsstiftung:     Ja 
Goldinitiative der SVP:     Nein 
Stichfrage:        "Solidaritätsstiftung" 
 
 
 
Das GBZ-Info geht an alle GBZ-Delegierten, an aktive GewerkschafterInnen und an PolitikerInnen, die über die Aktivitäten der Gewerk-
schaften informiert sein sollten. 

Nicht verschickt 
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Bericht aus der Neuen Zuger Zeitung vom 20. Juni 2002 
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In Neue Zuger Zeitung 19.8.2002, Zuger Presse 23.8.2002 und Zuger Woche 21.8.2002 

 

Längere Ladenöffnungszeiten: 

Vorteile für wenige, Nachteile für viele. 
Was sich beim Unterschriftensammeln abgezeichnet hat, bestätigt sich nun in der Abstim-
mungsdiskussion: Die Mehrheit der Kunden, des Personals und der Verkaufsgeschäfte will 
keine längeren Öffnungszeiten. Konsumentinnen und Konsumenten wollen, dass die Geschäf-
te wieder einheitliche Öffnungszeiten haben. Seit Jahren ist es ein wachsendes Ärgernis, weil 
man nicht mehr weiss, wer am Montag, am Mittag oder am Abend offen hat. Das ist einer 
erste Folge der Liberalisierung: Wenige haben die "Freiheit", dann einzukaufen, wann sie 
wollen; dies bezahlt aber die Mehrheit mit dem Nachteil, nicht mehr zu wissen, wann die Ge-
schäfte offen sind. 
Viele Verkaufsgeschäfte wollen keine längeren Öffnungszeiten, weil sie genau wissen, dass 
nur die Grossen davon profitieren. Eindrücklich war die Diskussion bei der Generalversamm-
lung der Vereinigung Pro Zug, wo eine deutliche Mehrheit der Geschäftsinhaberinnen und -
inhaber gegen das neue, liberalisierte Ladenöffnungsgesetz gestimmt haben. 
Und schliesslich das Personal, das die Folgen längerer Öffnungszeiten tragen müsste. Gerade 
in Zürich, wo liberalere Öffnungszeiten eingeführt worden sind, ist das Personal unzufrieden 
und frustriert, weil für sie der Arbeitstag länger geworden ist. Frauen mit Familienpflichten 
bemängeln, dass sie am Abend dann nach Hause kommen, wenn die Kinder bereits im Bett 
sind. Weitsichtige Kunden und Geschäftsinhaber sind auch darum gegen eine weitere Libera-
lisierung, weil sie wissen, dass unzufriedenes Personal für das Geschäft schlecht ist. 
Es sind neoliberale Politikerinnen und Politiker, die aus ideologischen Gründen eine Verlän-
gerung der Ladenöffnungszeiten wollen. Vorreiterin dieser Politik im Interesse der Grossen 
ist wieder einmal jene Volkspartei, die immer noch vorgibt, die Interessen des Volkes zu ver-
treten. Das Zuger Volk hat aber bereits 1997 deutlich Nein zu einer Liberalisierung der La-
denöffnungszeiten gesagt. Darum werden wir auch am 22. September Nein zu dieser SVP-
Zwängerei stimmen. 
Bruno Bollinger, Präsident Zuger Gewerkschaftsbund, Baar 
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Bericht aus Zuger Presse vom 12. Juli 2002 
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In Neuen Zuger Zeitung 26.8.2002, Zuger Presse 27.8.2002 und Zuger Woche 26.8.2002 
 

Nein zum neuen Ladenöffnungsgesetz 
Es gibt für mich viele Gründe, um das neue Ladenöffnungsgesetz abzulehnen. 
Als Konsumentin bin ich bereits heute hin und wieder verunsichert, weil ich 
nicht mehr weiss, wann welche Detailhandelsgeschäfte geöffnet sind. Eine Aus-
dehnung der Öffnungszeiten wird den Wildwuchs verstärken und das Einkaufen 
unter Umständen erschweren. Ausserdem erwarte ich in einem Fachgeschäft 
kompetente Beratung, wie sie nur entsprechend geschultes Personal bieten kann. 
Wenn aber die kleinen Geschäfte mehr Stunden abzudecken haben, werden sie 
auf unqualifiziertes und auch billigeres Personal zurückgreifen müssen. Dann 
macht aber das Einkaufen im Fachgeschäft keinen Sinn mehr. 
Als Gewerkschafterin bin ich strikte gegen eine Verschlechterung der Arbeits-
bedingungen von Verkäuferinnen und Verkäufern. Eine Ausdehnung der Ar-
beitszeiten in den Abend hinein und auch die Verlängerung der Arbeitszeit an 
Samstagen und vor Feiertagen verkürzt die Sozialzeit der Betroffenen. Damit 
meine ich die Zeit, die man gemeinsam mit der Familie, mit Freunden und Kol-
leginnen verbringen kann. Ausserdem befürchte ich einen Lohnabbau, weil die 
zusätzlichen Personalkosten zum Abdecken der längeren Öffnungszeiten ir-
gendwo wieder eingespart werden müssen. Auch ist eine Zunahme der soge-
nannten Arbeit auf Abruf zu erwarten, die gegenüber einer Festanstellung ganz 
viele Nachteile aufweist. 
Als gleichstellungspolitisch engagierte Frau kann ich mich der Argumentation 
der FDP-Frauen, welche das neue Gesetz befürworten, in keinem Punkt an-
schliessen. Dass die Erweiterung der Ladenöffnungszeiten vor allem den Frauen 
dient, weil diese mit ihrer Doppelbelastung von Hausarbeit und Beruf darauf 
angewiesen seien nach Arbeitsschluss ihre Einkäufe zu besorgen, rechtfertigt 
eine Ausdehnung bis abends 20 Uhr keineswegs. Viele Angestellte haben bereits 
um 17 Uhr Arbeitsschluss, irgendwann unter der Woche oder zumindest am 
Samstag frei, oder um die Mittagszeit genügend Gelegenheit um einzukaufen. 
Ein Notstand hat bis jetzt nicht geherrscht, meine ich. Mich stört aber bei der 
Argumentation noch etwas anderes: Warum wird die Tatsache der Doppelbelas-
tung einfach so hingenommen? Und warum müssen es Frauen sein, welche die 
Einkäufe besorgen? Würde eine partnerschaftlichere Aufteilung der Hausarbeit 
nicht viel mehr bringen als die Verlängerung der Ladenöffnungszeiten? Auch 
die Schaffung von zusätzlichen Teilzeitstellen im Verkauf, gerade für Frauen, 
wird von den FDP-Frauen begrüsst. Als Konsumentin, Gewerkschafterin und 
Frau bin ich aber klar gegen die Förderung prekärer Arbeitsverhältnisse, wie sie 
solche Teilzeitstellen oft darstellen. 
Bitte sagen auch Sie am 22. September Nein zum neuen Ladenöffnungsgesetz. 
 
Sybilla Schmid Bollinger 


